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Einleitung 

Spätestens seit Anfang der 70er Jahre wächst in den Industrieländern die 
Einsicht in die Notwendigkeit von Umweltschutz. Gleichzeitig nimmt jedoch 
das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit des traditionellen staatlichen Instru­
mentariums des Umweltrechts ab. Denn die Fülle von Gesetzen und Verord­
nungen ist selbst für Fachleute kaum mehr zu durchschauen. Starre Vor­
schriften schränken die Handlungsfähigkeit der Unternehmen ein, flexibel auf 
Chancen und neue Erfordernisse des Marktes zu reagieren, und verursachen 
oft unnötig hohe Kosten im Umweltschutz!. Angesichts offensichtlicher Voll­
zugsdefizite wird auch von staatlicher Seite nach Alternativen zur Verwirkli­
chung gesteckter Umweltziele gesucht2. 

In der Praxis des Umweltschutzes sind daher zunehmend Aktivitäten von 
Branchen, Unternehmensverbänden sowie einzelner Unternehmen zu beobach­
ten, durch Verhaltensabstimmungen freiwillig Leistungen zum Schutze der 
Umwelt zu erbringen. Je nach Zählweise wurden seit Beginn der 80er Jahre 
allein in der Bundesrepublik von seiten der Wirtschaft zwischen 50 und 100 
sogenannte Selbstverpflichtungen abgegeben, mit denen die Erklärenden be­
reichsspezifisch ein besonders umweltfreundliches Verhalten zusagen. Viel­
fach erfolgen diese Zusagen in der Erwartung, daß der Staat auf eine Normset­
zung in dem durch die Selbstverpflichtung geregelten Bereich verzichtet. 

Selbstverpflichtungen sind das in der Umweltpolitik auf Bundesebene bis­
lang meistgenutzte Instrument gesellschaftlicher Selbstregulierung und Selbst­
kontrolle im Bereich der Norm(er)setzun~. 

Ähnliche Absprachen existieren auf europäischer Ebene zwischen der Kom­
mission und der Aerosolindustrie, der Kälteindustrie und den Schaumstoffher­
stellern. 

Im Gegensatz zu der Bedeutung, die Selbstverpflichtungen von seiten der 
Wirtschaft und der Umweltpolitik zugesprochen wird, sind sie in der rechts­
wissenschaftlichen Diskussion jedoch deutlich unterrepräsentiert. Ausgehend 

! Vgl. Die Welt v. 16.10.1995, S. 13; DIW. Wochenbericht 1995, S. 850 f. 
2 Grundlegend Mayntz. Vollzugsprobleme der Umweltpolitik, 1978; vgl. auch 

Winter, Das VollzugsdefIzit im Wasserrecht, 1975. 
3 Kloepjer/Elsner, DVBl. 1996, S. 964,967. 
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von einer Reihe praktischer Beispiele versucht diese Arbeit, einen Beitrag zur 
Debatte wn Selbstverpflichtungen im Bereich der Normsetzung zu leisten4. Im 
ersten Kapitel wird der Versuch unternommen, die Rechtsnatur dieses Instru­
ments zu bestimmen. Die Zulässigkeit von Absprachen ist Gegenstand des 
daran anschließenden Abschnitts. Zwn Abschluß werden einige Überlegungen 
zu alternativen Ausgestaltungsformen wnweltrelevanter Absprachen ange­
stellt. 

4 Empirisches Material, das auch juristisch verwertbar wäre, existiert - soweit er­
sichtlich - in nur sehr geringem Umfang. 



1. Kapitel 

Die Rechtsnatur einseitiger Selbstverpflichtungen 

Als Ausgangspunkt für die Bestimmung der Rechtsnatur einseitiger Selbst­
verpflichtungen dienen 15 umweltrelevante Erklärungen, die in den letzten 
Jahren unter Beteiligung deutscher Unternehmen zustande gekommen sindl . 

Im Hinblick auf die Ausgangsfrage, in welchem Umfange Selbstverpflichtun­
gen im Umweltschutz einsetzbar sind, erfolgte die Auswahl der nachfolgend 
unter I. dargestellten Einzelerklärungen mit der Maßgabe, auf diese Weise die 
Bandbreite der verschiedenen Erscheinungsformen darzustellen. Die Frage, 
inwieweit die einzelne Erklärung repräsentativ für sämtliche abgegebenen 
Selbstverpflichtungen ist, mußte dabei zwangsläufig vernachlässigt werden. 
Die Struktur einseitiger Selbstverpflichtungen 

A. Die Struktur einseitiger Selbstverpflichtungen 

I. Gewässerschutz 

1. "Erklärung zur Reduzierung der Gewässerbelastung durch EDTA" 
(31. Juli 1991)'" 

Ende der 80er Jahre stellten insbesondere die Wasserwerke am Rhein und 
an der Ruhr hohe EDT A-Belastungen in den Gewässern fese. EDT A galt als 
die anthropogen hergestellte Substanz mit der höchsten Einzelkonzentration in 
den Gewässern. Handlungsbedarf bestand insoweit, als daß EDT A in der Lage 
ist, Schwermetalle zu komplexieren, auf natürlichem Wege jedoch kaum ab-

1 Sofern nicht anders angegeben, beruht die Aufstellung auf der Verf. im Original­
wortlaut vorliegenden Selbstverpflichtungen. Die mit • gekennzeichneten Selbstver­
pflichtungen sind als solche auch in der Dokumentation des BDI, Freiwillige Vereinba­
rungen und Selbstverpflichtungen der Industrie im Bereich des Umweltschutzes, aufge­
führt. 

2 Die Angaben beruhen u. a. auf Gesprächen, die die Verf. am 0 l. 07 .1996/ 
02.08.1996 mit den Herren Mehlhorn, wissenschaftlicher Direktor im UBA, und 
Dinklow, Ministerialrat im BMU, fUhrte. Berücksichtigt wurden ferner die Ergebnisse 
des 10. EDTA-Fachgesprächs v. 07.11.1996. 
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